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Bundesrepublik Deutschland 
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1/4 (IV/1) - 680 70 - E - Mi 26/72 Bonn, den 7. August 1972 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 
hier: Agrarpolitik in der 

Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschaftsge- 
meinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage den Vor- 
schlag der Kommission der Europäischen Gemeinschaften für 

eine Verordnung (EWG) des Rates zur Änderung der Ver- 
ordnung (EWG) Nr, 2306/70 über die Finanzierung der 
Interventionsausgahen auf dem Binnenmarkt für Milch und 
Milcherzeugnisse. 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften vom 24. Juli 1972 
dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemein- 
schaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses zu dem genannten Kommissions- 
vorschlag ist nicht vorgesehen. 

Mit der alsbaldigen Verabschiedung des Kommissionsvorschla- 
ges durch den Rat ist zu rechnen. 

Zur Information wird gleichzeitig die von der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften übermittelte Begründung zu 
ihrem Vorschlag beigefügt. 


Brandt 


Druck: Buchdruckerei R. Madel, Wachtberg-Villip 
Alleinvertrieb Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1 
Postfach 821, Goethestraße 54, Telefon 6 35 51 
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Vorschlag einer Verordnung (EWG) Nr des Rates 

zur Änderung der Verordnung (EWG) Nr. 2306/70 
über die Finanzierung der Interventionsausgaben auf dem 
Binnenmarkt für Mildi und Mildierzeugnisse 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 729/70 
des Rates vom 21. April 1970 über die Finanzierung 
der gemeinsamen Agrarpolitik^), insbesondere auf 
Artikel 3 Absatz 3, zweiter Unterabsatz, 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Artikel 10 der Verordnung (EWG) Nr. 2306/70 
des Rates (vom 10. November 1970 über die Finan- 
zierung der Interventionsausgaben auf dem Binnen- 
markt für Milch- und Mileberzeugnisse ^)) bestimmt, 
daß der erstattungsfähige Betrag der Ausgaben für 
die gemäß Artikel 9 der Verordnung (EWG) Nr. 804/ 
68 des Rates (vom 27. Juni 1968 über die gemein- 
same Marktorganisation für Milch und Mileber- 
zeugnisse ^), zuletzt geändert durch die Verordnung 
(EWG) Nr. 1411/71^)), durebgeführten Interventio- 
nen auf dem Binnenmarkt für lagerfähige Käsesorten 
nach einer Methode errechnet wird, die grundsätz- 
lich gleichzeitig mit der in Anwendung von Artikel 9 
Absatz 2 der Verordnung (EWG) Nr. 804/68 erlas- 
senen Verordnung über diese Interventionen fest- 
gelegt wird. 

Die Verordnung (EWG) Nr. 508/71 des Rates (vom 
8. März 1971 zur Festlegung der Grundregeln für 
die Gewährung von Beihilfen für die private Lager- 
haltung von lagerfähigen Käsesorten®)) wurde ge- 


mäß Artikel 9 Absatz 2 der Verordnung Nr. 804/68 
erlassen und legt die Bedingungen fest, unter denen 
die Beihilfen für die private Lagerhaltung für be- 
stimmte lagerfähige Käsesorten gewährt werden 
können. 

Folglich empfiehlt es sich, Artikel 10 der Ver- 
ordnung Nr. 2306/70 zu ändern - 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 
Einziger Artikel 

Artikel 10 der Verordnung (EWG) Nr. 2306/70 erhält 
folgende Fassung: 

„Der erstattungsfähige Betrag der Ausgaben für die 
in Artikel 1 unter Buchstabe g genannten Maßnah- 
men wird für jeden Mitgliedstaat für die Maßnah- 
men in Form von Beihilfen zur privaten Lagerhal- 
tung durch Summierung der Beihilfen errechnet, die 
für diese Maßnahmen gezahlt wurden." 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


1) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 94 
vom 28. April 1970, S. 13 

2) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 249 
vom 17. November 1970, S. 4 

3) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 148 
vom 28. Juni 1968, S. 13 

4) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 148 
vom 3. Juli 1971, S. 1 

5) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 58 
vom 11. März 1971, S. 1 


Geschehen zu Brüssel, am 


Im Namen des Rates 


Der Präsident 
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Begründung 


In der Verordnung (EWG) Nr. 2306/70 des Rates 
wurden die Bedingungen für die Finanzierung von 
Interventionsausgaben auf dem Binnenmarkt für 
Milch und Milcherzeugnisse festgelegt. 

Diese Verordnung soll Artikel 10 ändern, der be- 
stimmt, daß der erstattungsfähige Betrag der Aus- 
gaben für Interventionsmaßnahmen auf dem Binnen- 
markt für lagerfähige Käsesorten für jeden Mitglied- 
staat nach einer Methode errechnet wird, die grund- 
sätzlich gleichzeitig mit der gemäß Artikel 9 Absatz 
2 der Verordnung (EWG) Nr. 804/68 zu erlassenden 
Verordnung über diese Interventionen festgelegt 
wird. 

Am 8. März 1971 erließ der Rat die Verordnung 
(EWG) Nr, 508/71. In dieser Verordnung werden die 
Grundregeln für die Gewährung von Beihilfen für 
die private Lagerhaltung von Käse festgelegt. Es ist 


daher notwendig, Artikel 10 der Verordnung (EWG) 
Nr. 2306/70 zu ändern und wie in den anderen Bei- 
hilfefällen vorzusehen, daß der vom EAGFL zu er- 
erstattende Betrag der Interventionsausgaben für 
lagerfähige Käsesorten der Summe der Beihilfen 
entspricht, die der EAGFL für diese Maßnahmen ge- 
zahlt hat. 

Finanzielle und Haushaltsaspekte 

Diese Verordnung verursacht keine neuen Ausga- 
ben, weil sie die Durchführung der Verordnung 
(EWG) Nr, 508/71 darstellt, in der die Grundregeln 
für die Gewährung von Beihilfen für die private 
Lagerhaltung von Käse festgelegt werden. Ein Mit- 
telansatz von 4 Millionen RE ist in den Haushalts- 
plan 1972 eingesetzt worden; für 1973 liegt er in der 
gleichen Größenordnung = 5 Millionen RE. 
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